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A N F R A G E von Claudio Schmid (SVP, Bülach) 

Betreffend Härtefallgelder zur Entlastung von Versicherungen? 

 

Im Rahmen des Covid-19-Härtefallprogramms unterstützte auch der Kanton Zürich 
Unternehmen, die wegen der staatlichen Massnahmen zur Bekämpfung der Corona- 
Pandemie in Not geraten sind. Dabei richtete er – gestützt auf die Covid-19-Härtefallverord-
nungen (HFMV) des Bundes – individuell festgelegte Härtefallbeiträge à fonds 
perdu aus. 
 
Wie sich nun herausstellt, haben sich auch gewisse Versicherungen die Härtefallgelder 
zunutze gemacht. So wurden Unternehmen, die sich gegen den Pandemie-Fall 
vorausschauend versichert und dafür Prämien bezahlt hatten, dazu angehalten, zuerst 
Härtefallgelder zu beziehen, womit sich die Versicherung ihren Zahlungspflichten 
entledigen konnte. 
 
Härtefallgelder sind als eine Art «ausserordentliche Sozialhilfe für Unternehmen» für 
Unternehmen gedacht, die durchs Netz fallen, aber nicht für Unternehmen, deren 
Schaden durch eine Versicherung gedeckt ist. Die Versicherung hat für die Schadensde-
ckung vorgängig jahre- wenn nicht jahrzehntelang Prämien erhalten und steht 
dafür in der vertraglichen Pflicht. Dieser darf sie sich nicht auf Kosten der Steuerzahler 
entledigen. 
 
Vor diesem Hintergrund unterbreiten ich dem Regierungsrat folgende Fragen: 
 
1. Gibt es auch im Kanton Zürich solche Fälle? Wie überprüft dies der Kanton? 

2. Was unternimmt der Kanton, um dafür zu sorgen, dass Härtefallgelder nur an in Not ge-
ratene, nicht versicherte Unternehmen ausgerichtet werden? 

3. Was unternimmt der Kanton, um Versicherungen dazu anzuhalten, ihren vertraglichen 
Verpflichtungen nachzukommen und diese nicht auf die Steuerzahler abzuwälzen? 
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